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beabsichtigte sie, zunächst einen eigenen Apparat mit geschulten und disziplinierten 
Funktionären aufzubauen, der bei einer späteren Vereinigung mühelos mit dem Apparat 
der anderen Arbeiterpartei fertig werden konnte. So kam es zunächst nur zu einer Aktions­
gemeinschaft zwischen SPD und KPD. Die Zwangsvereinigung der SPD mit der KPD 
im April 1946 gehört einem späteren Stadium der Entwicklung an und erfolgte erst, als 
die KPD sich stark genug fühlte, auch gegen den Willen der übernommenen SPD-Funk- 
tionäre und -Mitglieder die neue Einheitspartei zu einer marxistisch-leninistischen Kampf­
partei zu machen.

Die nichtkommunistischen Parteien waren also gleichsam in den Block hineingegrün­
det worden (Ekkehard Krippendorf, Die Liberal-Demokratische Partei Deutschlands,

S. 84). Die Zugehörigkeit war für deren Bestehen conditio sine qua non. Als ein aus der 
Notzeit geborenes und zu ihrer Überwindung unumgängliches Bündnis aller aufbauwil­
ligen Kräfte konnte der Block auch von denen akzeptiert werden, die die Führung durch 
die KPD ablehnten. Erleichtert wurde ihnen die Mitarbeit im Block dadurch, daß in ihm 
alle politischen Kräfte gleichberechtigt sein und Beschlüsse nur einstimmig gefaßt werden 
sollten.

Indessen dominierte die KPD von Anfang an. Hinter ihr stand nämlich die Besatzungs­
macht, mit der sie durch die gemeinsamen politischen und ideologischen Auffassungen 
eng verbunden war. Die Besatzungsmacht benutzte die KPD, um ihre Politik durchzuset­
zen. Was die KPD vorschlug, stand im Einklang mit dem, was die Besatzungsmacht 
wollte, und Widerstand gegen sie bedeutete Widerstand gegen die Besatzungsmacht mit 
allen Folgen, die ein solches Verhalten haben konnte. Trotzdem wurde er in den Anfangs­
zeiten hin und wieder geleistet, wenn auch meist mit negativem Erfolg. Indessen konnten 
einige Male der KPD und damit der sowjetischen Besatzungsmacht Zugeständnisse abge­
rungen werden. Sie bezogen sich aber meist auf Randfragen und hielten die Entwicklung 
in der gewünschten Richtung nicht auf.

Der Block bildete einen Zentralen Ausschuß für die gesamte sowjetische Besatzungszo­
ne und Ausschüsse in den Ländern (Provinzen), Kreisen und Gemeinden. An den Sitzun­
gen der Ausschüsse nahmen regelmäßig Offiziere der Besatzungsmacht als Beobachter 
teil. Die sowjetische Besatzungsmacht konnte so über die Blockausschüsse auch auf den 
mittleren und unteren Ebenen ihren Willen durchsetzen, ohne offen nach außen in Er­
scheinung zu treten. Sitz des Zentralen Blockausschusses war Berlin.

22 e) Erst nachdem die sowjetische Besatzungsmacht die Neugestaltung des politisch-ge­
sellschaftlichen Lebens in ihrer Besatzungszone in die Wege geleitet hatte, wandte sie sich 
dem Aufbau von aus Deutschen bestehenden Organen zu. Deutsche Verwaltungen 
wurden zuerst auf örtlicher Ebene gebildet. Am 4. und 16. 7. 1945 wurden in Branden­
burg, Mecklenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen Landes- bzw. Provinzialver­
waltungen aus Persönlichkeiten gebildet, die von den entsprechenden Blockausschüssen 
vorgeschlagen waren18. Am 22. 10. 1945 ermächtigte die SMAD durch Befehl die Provin­
zial- und Landes Verwaltungen zur Normsetzung19. Gleichzeitig wurden Verordnungen, 
die diese schon vorher erlassen hatten, nachträglich legitimiert. Ein ausdrückliches Veto-

18 VOB1. der Provinzialverwaltung der Mark Brandenburg, S. 1; Regierungsblatt für das Land 
Thüringen I, S. 5; Amtliche Nachrichten der Landesverwaltung Sachsen, S. 3.

19 Befehle des Obersten Chefs der SMAD, Sammelheft I, S. 19-
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